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Leitsätze Zur Befugnis von Amts wegen einen im

Gerichtskostenpunkt unvollständigen
Gerichtsbescheid durch Beschluss zu
ergänzen

Normenkette § 140 SGG
§ 197a SGG
§ 22 Abs 1 GKG

1. Instanz

Aktenzeichen S 8 KR 150/02
Datum 01.02.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 B 47/05 KR
Datum 24.05.2005

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Beschwerde wird der Beschluss des Sozialgerichts Leipzig vom 01.02.2005
aufgehoben.
II. Die Beschwerdegegnerin hat dem BeschwerdefÃ¼hrer die notwendigen
auÃ�ergerichtlichen Kosten zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Der BeschwerdefÃ¼hrer (Bf.) wendet sich gegen den Beschluss des Sozialgerichts,
mit dem ihm die "gerichtlichen Kosten des Verfahrens" auferlegt wurden.

Die vom Bf. am 07.02.2002 erhobene Klage hat das Sozialgericht mit
Gerichtsbescheid vom 26.01.2005 abgewiesen und im Kostenpunkt ausgesprochen,
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dass auÃ�ergerichtliche Kosten nicht zu erstatten sind. Hiergegen hat der
BeschwerdefÃ¼hrer am 24.03.2005 Berufung eingelegt (L 1 KR 29/05).

Mit Beschluss vom 01.02.2005 hat das Sozialgericht entschieden, dass der Bf. die
"gerichtlichen Kosten des Verfahren" zu tragen habe. Gegen den am 24.02.2005
zugestellten Be-schluss richtet sich die am 24.03.2005 eingelegte Beschwerde des
Bf â�¦ Der Beschluss habe schon deshalb nicht ergehen dÃ¼rfen, weil Ã¼ber die
Kosten einheitlich im Gerichtsbescheid zu entscheiden gewesen sei.

Die Beschwerdegegnerin hÃ¤lt den angefochtenen Beschluss fÃ¼r zutreffend.

Wegen der weiteren Einzelheiten zum Sach- und Streitstand wird auf die
Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

II.

Die form- und fristgerecht eingelegte Beschwerde ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet.
Die vom Sozialgericht mit Beschluss vom 01.02.2005 vorgenommene ErgÃ¤nzung
der Kostenent-scheidung ist unzulÃ¤ssig.

Entscheidet das Gericht durch Urteil oder â�� wie hier â�� durch Gerichtsbescheid,
fÃ¼r den die Vorschriften Ã¼ber die Urteile entsprechend gelten (Â§ 105 Abs. 1
Satz 3 Sozialgerichtsge-setz â�� SGG) ist die Kostenentscheidung nach dem
Grundsatz der Einheitlichkeit zu treffen. Liegt ein Fall nach Â§ 197a SGG vor, so
gelten die Â§Â§ 154 bis 162 Verwaltungsgerichtsord-nung (VwGO) entsprechend.
Nach Â§ 162 Abs. 1 VwGO gehÃ¶ren zu den Kosten die Ge-richtskosten (GebÃ¼hren
und Auslagen) und die zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder
Rechtsverteidigung notwendigen Aufwendungen der Beteiligten einschlieÃ�lich der
Kosten des Vorverfahrens.

Eine ErgÃ¤nzung der Kostenentscheidung kommt auch dann nicht in Betracht, wenn
das Gericht eine nach Â§ 197a SGG begrÃ¼ndete Gerichtkostenpflicht des
Verfahrens ggf. erst nachtrÃ¤glich erkennt. Eine ErgÃ¤nzung des Urteils bzw. des
Gerichtsbescheids von Amts wegen ist ausgeschlossen. Dem steht der klare
Wortlaut von Â§ 140 Abs. 1 SGG entgegen. Danach ist eine ErgÃ¤nzung des Urteils
Ã¼ber einen erhobenen Anspruch oder den Kosten-punkt nur auf Antrag der
Beteiligten zulÃ¤ssig, der binnen eines Monats nach Zustellung des Urteils zu
stellen ist. Die vom Sozialgericht mit Beschluss vom 01.02.2005 nachtrÃ¤glich
vorgenommene ErgÃ¤nzung der Kostenentscheidung war daher mangels eines
Antrages der Beteiligten nicht zulÃ¤ssig (vgl. zum Ausschluss einer ErgÃ¤nzung von
Amts wegen: Bun-desverwaltungsgericht â�� BVerwG, Beschluss vom 28.06.1993
â�� 7 B 143/92 â�� Buchholz 310 Â§ 120 VwGO Nr. 8). Der Senat verkennt nicht,
dass der Staatskasse kein eigenstÃ¤ndi-ges Antragsrecht zusteht. Jedoch kann im
Falle eines Berufungsverfahrens das Berufungs-gericht die erstinstanzliche
Kostenentscheidung von Amts wegen Ã¤ndern. Soweit es zu keiner streitigen
Entscheidung im Berufungsverfahren kommt, ist Â§ 22 Abs. 1 Gerichtskos-tengesetz
(GKG) zu beachten.
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Die Kostenentscheidung fÃ¼r das Beschwerdeverfahren beruht auf Â§ 197a SGG
i.V.m. Â§ 154 Abs. 1 VwGO. Dabei war nur Ã¼ber die auÃ�ergerichtlichen Kosten
der Beteiligten zu entscheiden. Zwar ist das Sozialgericht zu Recht davon
ausgegangen, dass in der Hauptsa-che Â§ 197a Abs. 1 SGG anzuwenden ist, weil
der Bf. und KlÃ¤ger des Hauptsacheverfahrens nicht zu den in Â§ 183 SGG
genannten Personen gehÃ¶rt. Gerichtskosten sind fÃ¼r das Be-schwerdeverfahren
indes nicht zu erheben, weil nach dem GebÃ¼hrentatbestand im Kosten-verzeichnis
(Anlage 1 zum GKG) eine GebÃ¼hr nur dann erhoben werden kann, wenn die
Beschwerde verworfen oder zurÃ¼ckgewiesen wird (Â§ 3 Abs. 3 GKG i.V.m. Nr.
7504 Kos-tenverzeichnis).

Diese Entscheidung ist endgÃ¼ltig (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 15.06.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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